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Einleitung 

Unternehmungen bedienen sich bei der Teilnahme am wirtschaft-
lichen Verkehr eines juristischen Gewandes, einer RechtS'form, unter 
der sie handeln und den ihnen gesetzten Zweck verfolgen und zu 
erfüllen suchen. 

Die Zahl der den Erwerbswirtschaften zur Verfügung stehenden 
juristischen Typen ist im Hinblick auf die Vielfalt der Erscheinungs-
und Betätigungsformen ein-er erwerbswirtschaftlichen Unternehmung 
verhältnismäßig gering. So tritt es häufig auf, daß schon im Grün-
dungsstadium einer Unternehmung eine gewählte Rechtsform nicht 
alle Wünsche befriedigen kann. Die Au:sw.ahl der Rechtsform erfolgt 
nach Gesichtspunkten, denen im Gründungsstadium das Schwergewicht 
beigemessen wird und von denen man annimmt, daß ihnen auch zu-
künftig tragende Bedeutung zukommt. Im Vordergrund stehen seit 
jeher Fragen der Haftung, Kapitalbeschaffung, Geschäftsführung, Aus-
einandersetzung, Vererbung u. a. m. In jüngerer Zeit treten leider auch 
die steuerlichen Belange mehr in den Vordergrund. Gruppiert man 
solche Schwerpunkte der Wahl einer Rechtsform, so ist ein Teil einem 
Bereich zuzuordnen, der die Beziehungen und den Verkehr der Unter-
nehmung mit der Umwelt, der Volkswirtschaft, dem Staat in gewisse. 
Bahnen lenkt; eine andere Gruppe hat mehr interne Bedeutung und 
ist so dem Bereich des Innenlebens einer Unternehmung zuzuordnen. 

Bedenkt man, daß, vom Ausgangspunkt aus gesehen, die Umwelt-
sphäre einem ständigen Wechsel unterliegen kann, neben einem Auf-
schwung und Niedergang, einer Konjunktur und Depression, auch 
einem Wechsel zwischen verschiedenen Wirtschaftssystemen, so muß 
man die Möglichkeit einer Interessenkollision zwischen der rechtsförm-
lichen Struktur einer Unternehmung und den jeweils gegebenen volks-
wirtschaftlichen Daten bejahen. Es sind Reibungsmomente, die aus dem 
Bereich der Beziehungen der Einzelwirtschaft zur Gesamtwirtschaft 
entspringen. 

Die Interessenkollision ist nichts anderes als eine Folge der Ver-
änderung von Daten, die, im Bereich der Beziehungen Einzelwirt-
schaft-Umwelt liegend, in der Vergangenheit für die Wahl der 
Rechtsform bestimmend waren, in einer Weise, daß sie bei neuer Wür-
digung der Tatsachen die Auswahl in einem anderen Sinne be-
einflussen und damit zu anderen Formen führen würden. 
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Auf der anderen Seite trägt auch die Einzelwirtschaft Kollisions-
keime in sich selbst. Betriebswirtschaftlich 'Unterscheidet man Einzel-
unternehmungen, Unternehmergesellschaften, Einlagegesellschaften 
und Kapitalgesellschaften. Jede dieser Typen ist durch wirtschaftliche 
Merkmale gekennzeichnet, wie Leitung und Kapitalbesitz in der Zu-
ordnung zu Personen, die auf die Dauer nicht im Gegensatz zu der an-
gewandten rechtlichen Form stehen können, ohne der Unternehmung 
Schaden zuzufügen. Dieser kann sich darin auswirken, daß der gesetzte 
Zweck nicht in dem wie bei vorliegender Kongruenz von Wirtschafts-
typ und Rechtsform möglichen Maß erfüllt, oder daß gar die Unter-
nehmung zur Auflösung gezwungen wird. 

Wenn man auch. unterstellt, daß im Gründungszeitpunkt absolute 
Kongruenz zwischen Wirtschaftstyp und Rechtsform vorliegt, so kann 
man aber nicht verhindern, daß im Verlauf einer natürlichen Entwick-
lung, wie z. B. durch Erbfolgeregelungen, sich in bestimmten Zeit-
abschnitten eine Entfernung des Wirtschaftstyps von der vorhandenen 
Rechtsform abzeichnet, oder daß eine Inkongruenz bereits festzu-
stellen ist. 

Man kann allgemein vermerken, daß es für einzelne Unterneh-
mungen oder für Gruppen Entwicklungsstufen gibt, in denen es offen-
bar wird, daß die gewählte Rechtsform den wirtschaftlichen Bedürf-
nissen der Unternehmungen nicht mehr Rechnung tragen kann. 

Darüber hinaus ergibt sich aber in verschiedenen Situationen, daß 
auch keine der üblichen Formen als völlig zweckentsprechend ange-
sehen werden kann, daß der Übergang zu einer anderen Form, z. B. 
vcn der Personenunternehmung zur Kapitalgesellschaft und umge-
kehrt, aus mannigfachen Gründen verwehrt ist, oder daß ein solcher 
Wechsel der Rechtsform nicht ohne erhebliche Kapitaleinbußen erreicht 
werden kann. 

In diesem Stadium suchen Unternehmer nach anderen Möglichkeiten. 
Das dispositive Recht kommt ihnen dabei entgegen, welches erlaubt, 
im Wege vertraglicher Vereinbarung im Rahmen der gegebenen Nor-
malformen durch die Einführung anderer Rechtselemente Neuformen 
zu schaffen, die den besonderen Bedürfnissen des Einzelfalles besser 
angepaßt sind als die bisherige Form1. Durch Kombination zweier an 
sich im Einzelfall unzulänglicher Rechtsformen wird das unbedingt 

·1 Vgl. Götze: Wesen und Bedeutung der Gesellschaftsformen, S. 25. 0. 
v. Gierke: Das Deutsche Genossenschaftsrecht, Bd. 1, S. 652, führt dazu aus: 
"Gegenüber den fest ausgeprägten Korporationsformen der Zwischenzeit 
hat die moderne Assoziation etwas Fließendes an sich, das notwendige Merk-
mal einer Zeit kräftigen Werdens. Sie ist daher reich an Übergangsformen 
und Zwischengestaltungen, an kurzlebigen, nur eine vollendetere Rechts-
bildung vorbereitenden Erscheinungen, an einer Fülle von Kreuzungen 
und Kombinationen, die sich schwer der Systematik fügen." 
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notwendige rechtsförmliche Gewand zusammengefügt2• Ergebnisse sol-
cher Kombinationen sind beispielsweise einzelne Kartelle und Inter-
essengemeinschaften, die GmbH & Co. KG, die Betriebs- und Ver'-
triebsgesellschaft und die Besitz- und Betriebsgesellschaft. 

Diese Untersuchung soll sich nicht auf den großen Entwicklungs-
prozeß aller neuen Formen erstrecken. Sie beschränkt sich auf die 
Besitzgesellschaft und Betriebsgesellschaft mit dem Ziel, diese in ihrem 
Aufbau zu studieren, ihre Verwendbarkeit zu prüfen und die Möglich-
keiten herauszustellen, die sie den erwerbswirtschaftlich Tätigen, den 
Unternehmern, bieten kann. 

Ich habe versucht, von etwa 25 Firmen Auskünfte zu erhalten, von 
denen sich nur ein geringer Teil bereitfand, Informationen ' zu geben. 
Es verbietet sich, hier wie überhaupt in der gesamten Untersuchung, 
die Firmen namentlich zu benennen, da einerseits in verschiedenen 
Fällen Material nur mit einem ausdrücklichen Schweigegebot zur Ver-
fügung gestellt wurde und andererseits die Erörterung der diffizilen 
Probleme, insbesondere steuerlicher Natur, sowie der Gesellscharfts-
verhältnisse unter Angabe der betreffenden Firmen den Familien-
unternehmungen gegenüber nicht vertreten werden kann. Es wird da-
her allgemein auf die Benennung der Firmen verzichtet. 

2 Vgl. Hannemann: Die Doppelgesellschaft, S. 8. 


